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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


1 


(Fr. 23.) Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, ſowie die Amtsrechte 
und Pflichten der Bundeskonſuln. Vom 8. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


J. Organiſation der Bundeskonſulate. 


§. 1. 


8 Die Bundeskonſuln ſind berufen, das Intereſſe des Bundes, namentlich 
in Bezug auf Handel, Verkehr und Schiffahrt thunlichſt zu ſchützen und zu 
Ben, die Beobachtung der Staatsverträge zu überwachen und den Angehörigen 
er Bundesſtaaten, ſowie anderer befreundeter Staaten in ihren Angelegenheiten 
Rath und Beiſtand zu gewähren. Sie müſſen hierbei nach den Bundesgeſetzen 
und den ihnen ertheilten Inſtruktionen ſich richten und die durch die Geſetze und 
die Gewohnheiten ihres Amtsbezirks gebotenen Schranken einhalten. 


$. 2. 


Unter Konſul im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Vorſteher eines General— 
konſulats, Konſulats oder Vizekonſulats zu verſtehen. 


g. 3. 
Die Bundeskonſuln find der Aufjicht des Bundeskanzlers unterworfen. In 
Angelegenheiten von allgemeinem Intereſſe berichten fie an den Bundeskanzler 
und empfangen von ihm ihre Weifungen. In dringlichen Fällen haben fie gleich- 
zeitig die erforderlichen Anzeigen über erhebliche Thatſachen unmittelbar an die 
zunächſt betheiligten Regierungen gelangen zu laſſen. 
Bundes- Geſetzbl. 1867. 22 In 


Ausgegeben zu Berlin den 19. November 1867. 
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In beſonderen, das Intereſſe eines einzelnen Bundesſtaates oder einzelner 
Bundesangehöriger betreffenden Geſchäftsangelegenheiten berichten ſie an die Re⸗ 
gierung des Staates, um deſſen beſonderes Intereſſe es ſich handelt, oder dem die 
betheiligte Privatperſon angehört; auch kann ihnen in ſolchen Angelegenheiten die 
se eines Bundesstaates Aufträge ertheilen und unmittelbare Berichtserſtattung 
verlangen. 


$. 4. 
Die Bundeskonſuln werden vor Antritt ihres Amtes dahin vereidet, daß 
ſie ihre Dienſtpflichten gegen den Norddeutſchen Bund nach Maaßgabe des Geſetzes 


und der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen treu und gewiſſenhaft erfüllen und 
das Beſte des Bundes fördern wollen, 


§. 5. 
Die Bundeskonſuln können ohne Genehmigung des Bundespräſidiums 
weder Konſulate fremder Mächte bekleiden, noch Geſchenke oder Orden von frem⸗ 
den Regierungen annehmen. 


§. 6. 


Bundeskonſuln, welche ſich von ihrem Amte ohne Urlaub entfernt 
halten, werden fo angeſehen, als ob fie die Enthebung von ihrem Amte nach- 
geſucht hätten. n 


$. 7. 


Zum Berufskonſul (consul missus) kann nur derjenige ernannt werden, 
welchem das Bundesindigenat zuſteht und welcher zugleich 


1) entweder die zur juriſtiſchen Laufbahn in den einzelnen Bundesſtaaten 
erforderliche erſte Prüfung beſtanden hat und außerdem mindeſtens drei 
Jahre im inneren Dienſte oder in der Advokatur und mindeſtens zwei 
Jahre im Konſulatsdienſte des Bundes oder eines Bundesſtaates beſchäftig 
geweſen iſt, oder 

2) die beſondere Prüfung beſtanden hat, welche für die Bekleidung des Amtes 
eines Berufskonſuls einzuführen iſt. Die näheren Beſtimmungen 
über dieſe Prüfung werden von dem Bundeskanzler erlaſſen. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen kommen jedoch erſt vom 1. Januar 1873. 
ab zur Anwendung. 


g. 8. 


Die Berufskonſuln erhalten Beſoldung nach Maaßgabe des Bundes⸗ 
haushalts⸗Etats. 

Reiſe⸗ und Einrichtungskoſten, ſowie ſonſtige Dienſtausgaben werden ihnen 

aus Bundesmitteln beſonders erſtattet. Re 

ie 
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Die Familien der Berufskonſuln werden, wenn letztere während ihrer 
Amtsdauer ſterben, auf Bundeskoſten in die Heimath zurückbefördert. 

Die Berufskonſuln erheben die in dem Konfular-Tarife vorgeſehenen Ge⸗ 
bühren für Rechnung der Bundeskaſſe. f 

Die Berufskonſuln dürfen keine kaufmänniſchen Geſchäfte betreiben. 

In Bezug auf den Amtsverluſt, die Dienſtentlaſſung, die Verſetzung in 
den Ruheſtand und die Amtsſuspenſion unterliegen die Berufskonſuln bis zum 
Erlaß eines Bundesgeſetzes den in dieſer Beziehung für die Preußiſchen diploma⸗ 
tiſchen Agenten zur Zeit geltenden Vorſchriften mit der Maaßgabe, daß die in 
dieſen Vorſchriften dem Mumiſterium der auswärtigen See beiwoh⸗ 
nenden Zuſtändigkeiten dem Bundeskanzler und die nach denſelben dem Disziplinar⸗ 
hofe und dem Staatsminiſterium heiwohnenden Zuſtändigkeiten dem Bundesrathe 


gebühren. 
N 5. 9. 


Zu Wahlkonſuln (consules electi) ſollen vorzugsweiſe Kaufleute ernannt 
werden, welchen das Bundesindigenat zuſteht. a 


$. 10. 


Die Wahlkonſuln beziehen die in Gemäßheit des Konſular⸗Tarifs zu erheben⸗ 
den Gebühren für ſich. 

Dienſtliche Ausgaben können ihnen aus Bundesmitteln erſetzt werden. 

Ihre Anſtellung iſt jederzeit ohne Entſchädigung widerruflich. 


g. 11. 


Die Konfuln können mit Genehmigung des Bundeskanzlers in ihrem Amts⸗ 
bezirke konſulariſche Privatbevollmächtigte (Konſular⸗Agenten) beſtellen. 

Den Konſular-Agenten ſteht die ſelbſtſtändige Ausübung der in dieſem Ge— 
ſetze den Konſuln beigelegten Rechte nicht zu. 

Den Konfular- Agenten können die von ihnen nach Maaßgabe des Konſular⸗ 
Tarifs erhobenen Gebühren ganz oder theilweiſe belafjen werden. 


II. Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln. 


§. 12. 


Jeder Bundeskonſul hat über die in ſeinem Amtsbezirke wohnenden und 
fu dieſem Behufe bei ihm angemeldeten Bundesangehörigen eine Matrikel zu 
ühren. 

! So lange ein Bundesangehöriger in die Matrikel eingetragen ift, bleibt 
ihm fein heimathliches Staatsbürgerrecht erhalten, auch wenn deſſen Verluſt 
lediglich in Folge des Aufenthalts in der Fremde eintreten würde. 


22 · $. 13. 


Die Befugniß der Konſuln zu Eheſchließungen und zur Beurkundung der 
Heirathen, Geburten und Sterbefälle der Bundesangehörigen beſtimmt ſich bis 
zum Erlaß eines dieſe Befugniß regelnden Bundesgefehes nach den Landesgeſetzen 
der einzelnen Bundesſtaaten. 

Wenn nach den Landesgeſetzen die Befugniß von einer beſonderen Er⸗ 
mächtigung abhängig iſt, ſo wird die letztere von dem Bundeskanzler auf Antrag 
der Landesregierung ertheilt. 


F. 14. 


Die Bundeskonſuln ſind befugt zur Legaliſation derjenigen Urkunden, welche 
in ihrem Amtsbezirke ausgeſtellt oder beglaubigt ſind. 


F. 15. 


Die ſchriftlichen Zeugniſſe, welche von den Bundeskonſuln über ihre amt⸗ 
lichen Handlungen und die bei Ausübung ihres Amtes wahrgenommenen That⸗ 
ſachen unter ihrem Siegel und ihrer Unterſchrift ertheilt ſind, haben die Beweis⸗ 


kraft öffentlicher Urkunden. 
$. 16. 


Den Bundeskonſuln ſteht innerhalb ihres Amtsbezirks in Anſehung der 
Rechtsgeſchäfte, welche Bundesangehörige errichten, insbeſondere auch derjenigen, 
welche dieſelben mit Fremden ſchließen, das Recht der Notare zu, dergeſtalt, daß 
die von ihnen aufgenommenen und mit ihrer Unterſchrift und ihrem Siegel ver⸗ 
ſehenen Urkunden den innerhalb der Bundesſtaaten aufgenommenen Notariats⸗ 
Urkunden gleich zu achten ſind. 


g. 17. 


Bei Aufnahme der Urkunden (F. 16.) haben die Bundeskonſuln zwei Zeugen 
zuzuziehen, in deren Gegenwart die Verhandlung vorzuleſen und von den Be⸗ 
theiligten durch Unterſchrift oder im Falle der Schreibensunerfahrenheit durch 
Handzeichen zu vollziehen iſt. 

Die Befolgung dieſer Vorſchriften muß aus der Urkunde hervorgehen, 
widrigenfalls dieſelbe nicht die Kraft einer Notariats-Urkunde hat. Dieſe Kraft 
mangelt auch in dem Falle, wenn der Konſul oder ſeine Frau oder einer von 
ſeinen oder ſeiner Frau Verwandten oder Verſchwägerten in auf⸗ oder abſteigen⸗ 
der Linie oder in der Seitenlinie bis zum Grade des Oheims oder Neffen ein⸗ 
ſchließlich bei der Verhandlung betheiligt war, oder wenn darin eine Verfügung 
zu ofen if einer der vorgenannten Personen oder der hinzugezogenen Zeugen 
getroffen iſt. E 


b. 18. 
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$. 18. 


Die Bundeskonſuln ſind berufen, der in ihrem Amtsbezirke befindlichen 
Verlaſſenſchaften verſtorbener Bundesangehöriger, wenn ein amtliches Einſchreiten 
wegen Abweſenheit der nächſten Erben oder aus ähnlichen Gründen geboten er⸗ 
ſcheint, ſich anzunehmen; fie find hierbei insbeſondere ermächtigt, den Nachlaß zu 
verſiegeln und zu inventariſiren, den beweglichen Nachlaß, wenn die Umſtände es 
erfordern, in Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verkaufen, ſowie die vor⸗ 
handenen Gelder zur Tilgung der feſtſtehenden Schulden zu verwenden. 


$. 19. 


Die Bundeskonſuln können innerhalb ihres Amtsbezirks an die dort ſich 
aufhaltenden Perſonen auf Erſuchen der Behörden eines Bundesſtaates Zuſtel⸗ 
lungen jeder Art bewirken. Durch das ſchriftliche Zeugniß des Konſuls über die 
erfolgte Zuſtellung wird dieſe nachgewieſen. 


F. 20. 


Zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden ſind nur die⸗ 
jenigen Bundeskonſuln befugt, welche dazu vom Bundeskanzler beſonders ermäch⸗ 
tigt ſind. Die von dieſen Konſuln aufgenommenen Verhandlungen ſtehen den 
Verhandlungen der zuſtändigen inländiſchen Behörden gleich. 


g. 21. 


Bei Rechtsſtreitigkeiten der Bundesangehörigen unter ſich und mit Frem⸗ 
den ſind die Bundeskonſuln berufen, nicht allein auf Antrag der Parteien den 
Abſchluß von Vergleichen zu vermitteln, ſondern auch das Schiedsrichteramt zu 
übernehmen, wenn ſie in der durch die Ortsgeſetze vorgeſchriebenen Form von 
den Parteien zu Schiedsrichtern ernannt werden. 


$. 22. 


Den Bundeskonſuln ſteht eine volle Gerichtsbarkeit zu, wenn ſie in Län⸗ 
dern reſidiren, in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsverträge 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit geſtattet iſt. 

Der Konſulargerichtsbarkeit find alle in den Konſular⸗Jurisdiktionsbezirken 
wohnenden oder ſich aufhaltenden Bundesangehörigen und Schutzgenoſſen unter⸗ 


worfen. In Betreff der politiſchen Verbrechen und Vergehen jedoch nur, wenn 


dieſe nicht innerhalb des Norddeutſchen Bundes oder in Beziehung auf denſelben 
verübt ſind. 


$. 23. 
„Die Jurisdiktionsbezirke der einzelnen Konſuln werden von dem Bundes⸗ 


kanzler nach Vernehmung des Ausſchuſſes des Bundesrathes für Handel und 
Verkehr beſtimmt. i 
§. 24. 
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$. 24. 

Bis zum Erlaſſe eines Bundesgeſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit wird 
dieſelbe von den Bundeskonſuln nach Maaßgabe des über die Gerichtsbarkeit der 
Konſuln in Preußen erlaſſenen Geſetzes vom 29. Juni 1865. (Gefet - Samml. 
S. 681.) ausgeübt. Die nach dieſem Geſetze den Preußiſchen Miniſtern und 
Geſandten übertragenen Befugniſſe ſtehen jedoch dem Bundeskanzler zu. 

Neue Bundesgeſetze erlangen in den Konſular-Jurisdiktionsbezirken nach 
Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage gerechnet, an welchem dieſelben durch 
das Bundesgeſetzblatt verkündet worden ſind, verbindliche Kraft. 


$. 25. 


Die Bundeskonſuln ſind befugt, den in ihrem Amtsbezirke ſich aufhalten⸗ 
den Bundesangehörigen Päſſe auszustellen, ſowie Päſſe zu viſiren, die Päſſe 
fremder Behörden jedoch nur zum Eintritt in das Bundesgebiet. 


F. 26. 


ülfsbedürftigen Bundesangehörigen haben die Bundeskonſuln die Mittel 
ur Milderung augenblicklicher Noth oder zur Rückkehr in die Heimath nach 
Maaßgabe der ihnen ertheilten Amtsinſtruktion zu gewähren. 


$. 27. 


Die Bundeskonſuln haben den Schiffen der Bundes⸗Kriegsmarine, ſowie 
der Beſatzung derſelben Beiſtand und Unterſtützung zu gewähren. Insbeſondere 
müſſen ſie die Befehlshaber derſelben von den in ihrem Amtsbezirke in Bezug 
auf fremde Kriegsſchiffe beſtehenden Vorſchriften und Ortsgebräuchen, ſowie von 
etwa dort herrſchenden epidemiſchen und anſteckenden Krankheiten unterrichten. 


9. 28. 


Wenn Mannſchaften von Kriegsſchiffen deſertiren, ſo haben die Bundes⸗ 
konſuln bei den Orts- und Landesbehörden die zur Wiederhabhaftwerdung der⸗ 
ſelben erforderlichen Schritte zu thun. 


F. 29. 


Die Bundeskonſuln haben zum Schutze der von ihnen dienſtlich zu ver⸗ 
tretenden Intereſſen, insbeſondere zum Transport von Verbrechern und hülfs⸗ 
bedürftigen Perſonen, den Beiſtand der Befehlshaber der Kriegsſchiffe in Anſpruch 
zu nehmen. : | 


. 30. 


Die Bundeskonſuln haben die Innehaltung der wegen Führung der 
Bundesflagge beſtehenden Vorſchriften zu überwachen. ns 
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$. 31. 
Sie ae die Meldung der Schiffsführer entgegen zu nehmen und an 
den Bundeskanzler über Unterlaſſung dieſer Meldung zu berichten. 


$. 32. 


Sie bilden für die Schiffe der Bundes-Handelsmarine im Hafen ihrer 
Reſidenz die Muſterungsbehörde. 


$. 33. 
Sie ſind befugt, über dieſe Schiffe die Polizeigewalt auszuüben. 


. 34. 


Wenn Mannſchaften von ſolchen Schiffen derſertiren, jo haben die Bundes⸗ 
konſuln auf Antrag des Schiffers bei den Orts oder Landesbehörden die zur 
Wiederhabhaftwerdung derſelben erforderlichen Schritte zu thun. 


6. 35. 


Die Bundeskonſuln ſind befugt, an Stelle eines geſtorbenen, erkrankten 
oder ſonſt zur Führung des Schiffes nein gewordenen Schiffer auf den 
Antrag der Betheiligten einen neuen Schiffsführer einzuſetzen. 


$. 36. 


Sie find befugt, die Verklarungen aufzunehmen, und bei Unfällen, von 
welchen die Schiffe betroffen werden, die erforderlichen Bergungs- und Rettungs- 
maaßregeln einzuleiten und zu überwachen, ſowie in Fällen der großen Haverei 
auf Antrag des Schiffsführers die Dispache aufzumachen. 


$. 37. 


In Betreff der Befugniß der Konſuln zur Mitwirkung bei dem Verkaufe 
eines 2 durch den Schiffer und bei Eingehung von Bodmereigeſchäften, 
ſowie in Betreff der einſtweiligen Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen Schiffer 
und Mannſchaft ſind die Vorſchriften Art. 499. 537. 547. 686. des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuches maaßgebend, in Betreff ihrer Befugniß zur Erthei⸗ 
lung von interimiſtiſchen Schiffscertifikaten bewendet es bei den Vorſchriften 
des Bundesgeſetzes, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oktober 1867. 


$. 38. 


Die von den Bundeskonſuln zu erhebenden Gebühren werden durch Bun⸗ 
desgeſetz feſtgeſtellt. Bis zum Inkrafttreten eines ſolchen Geſetzes erfolgt 115 
E= 


9 


Gebührenerhebung nach einem von dem Wel un de im Einvernehmen mit 
dem Ausſchuſſe des Bundesrathes für Handel und Verkehr zu erlaſſenden pro— 
viſoriſchen Tarife. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. November 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


Das im $. 24. des in Peet Geſetzes in Bezug genommene, über die 
Gerichtsbarkeit der Konſuln in Preußen erlaſſene Geſetz vom 29. Juni 1865. 
lautet, wie folgt: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


W f mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 


Unſeren Konſuln ſteht die Gerichtsbarkeit zu, wenn ſie in Ländern reſidiren, 
in welchen ihnen durch Herkommen oder durch Staatsverträge die Ausübun 
der Gerichtsbarkeit geſtattet iſt. Der Konſulargerichtsbarkeit ſind alle in den 
Konſular⸗Jurisdiktionsbezirken wohnenden oder ſich aufhaltenden Preußen und 
Preußiſchen Schutzgenoſſen unterworfen. 


§. 2. 


Soweit dieſes Geſetz nicht etwas Anderes beſtimmt, oder ſoweit nicht 
erkommen oder Staatsverträge entgegenſtehen, umfaßt die Gerichtsbarkeit der 
onſuln ſowohl die Civil- als die Strafgerichtsbarkeit, beide in gleichem Um⸗ 

fange, wie fie den ordentlichen Kollegialgerichten der erſten Inſtanz (Kreis- und 
Stadt⸗ 
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F in denjenigen Landestheilen der Monarchie zuſtehen, in welchen 
das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung Geſetzeskraft haben. 


F. 3. 


Unter Konſul im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Vorſteher eines General⸗ 
konſulats, Konſulats oder Vizekonſulats zu verſtehen. Im Falle der Abweſen⸗ 
heit oder Verhinderung des Vorſtehers wird deſſen Gerichtsbarkeit von ſeinem 
ordnungsmäßig berufenen Stellvertreter ausgeübt. 


$. 4. 


Die Jurisdiktionsbezirke der einzelnen Konſuln werden von dem Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten beſtimmt. 


$. 5. 


An dem Orte, wo eine Königliche Geſandtſchaft ihren Sitz hat, ſowie in 
dem angrenzenden, von dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu be⸗ 
ſtimmenden Bezirke ($. 4.), wird die Konſulargerichtsbarkeit ($$. 1. und 2.) in 
Ermangelung eines dort reſidirenden Konſuls von dem Kanzler der Geſandtſchaft 
als Delegirten der letzteren ausgeübt. 


$. 6. 


In Bezug auf die Befähigung, die Ernennung, die Dauer der Anftellung, 
den Amtsverluſt, die Dienſtentlaſſung, die Verſetzung in den Ruheſtand und die 
Amtsſuspenſion der mit Gerichtsbarkeit verſehenen Konſuln und Kanzler der 
Geſandtſchaften gelten nicht die für die richterlichen Beamten, ſondern die für 
die Konſularbeamten und Geſandtſchaftskanzler beſtehenden Vorſchriften. 


$. 7. 


Die mit Gerichtsbarkeit verſehenen Konſuln und deren Stellvertreter haben 
den allgemeinen Staatsdiener-Eid zu leiſten. Sind dieſelben Ausländer, jo 
werden ſie dahin beeidigt, daß ſie die Pflichten ihres Amtes unparteüſch und 
gewiſſenhaft erfüllen wollen. 


$. 8. 


Die Gerichtsbarkeit wird von dem Konſul entweder allein oder durch das 
Konfulargericht ausgeübt. Die Zuſtändigkeit des Konſulargerichts tritt nur in 
den durch das Geſetz beſtimmten Fällen ein. 
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$.9 


Das Konſulargericht beſteht aus dem Konſul als Vorſitzenden und zwei 
Beiſitzern, welche der Konſul aus den achtbaren Gerichtseingeſeſſenen oder in 
Ermangelung ſolcher aus ſonſtigen achtbaren Einwohnern ſeines Bezirks ernennt. 


$. 10. 


Die Beiſitzer werden am Anfang jeden Jahres für die Dauer deſſelben 
ernannt. Gleichzeitig ſind zwei oder mehrere Stellvertreter zu ernennen, welche 
für die Beiſitzer in Abweſenheit oder Verhinderungsfällen eintreten. 


F. 11. 


Vor dem Antritt ihres Amtes werden die Beiſitzer und deren Stellvertreter 
dahin beeidigt, daß ſie die Pflichten deſſelben unparteiiſch und gewiſſenhaft 
erfüllen wollen. . 


§. 12. 
Den Beiſitzern ſteht ein unbeſchränktes Stimmrecht zu. 


$. 13. 


Iſt es nicht möglich, ein Konſulargericht zu berufen, ſo tritt der Konſul 
an Stelle deſſelben; es müſſen jedoch in einem ſolchen Falle die Gründe, welche 
die Berufung des Konſulargerichts verhindert haben, von dem Konſul zu den 
Akten vermerkt werden. 


$. 14. 


Die Konſuln find bei Ausübung der Gerichtsbarkeit der Aufficht der ihnen 
vorgeſetzten Geſandtſchaften und in Ermangelung ſolcher, ſowie in letzter Inſtanz 
der Aufficht der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und der Juſtiz un⸗ 
terworfen, und zwar in demſelben Maaße, wie die inländiſchen Gerichte der 
Aufſicht des Juſtizminiſters. 


$. 15. 


Jeder Konſul hat die Perſonen zu beſtimmen, welche in den zu ſeiner 
Gerichtsbarkeit gehörigen Rechtsangelegenheiten die Funktionen der Rechtsanwalte 
auszuüben haben. Ein Verzeichniß dieſer Perſonen iſt im gerichtlichen Geſchäfts⸗ 
lokale auszuhängen. s 

Gegen die Verfügung des Konſuls, durch welche die Eintragung einer 
Perſon in das Verzeichniß abgelehnt oder ihre Löſchung in dem Verzeichniß 
angeordnet wird, findet die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde ($. 14.) ſtatt. 

$. 16. 
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$. 16. 


Bei Beurtheilung der bürgerlichen Rechtsverhältniſſe der der Konſular⸗ 
n unterworfenen Perſonen iſt anzunehmen, daß in den Konſulats⸗ 
ezirken das Allgemeine Landrecht und die übrigen Preußiſchen allgemeinen 
Geſetzbücher nebſt den dieſelben abändernden, ergänzenden und erläuternden Be⸗ 
ſtimmungen gelten. In Betreff der handelsrechtlichen Verhältniſſe kommt jedoch 
zunächſt das in den Konſulatsbezirken erweislich geltende Handelsgewohnheits— 
recht zur Anwendung. 


$. 17. 


Rückſichtlich der ſtrafbaren Handlungen iſt anzunehmen, daß für die der 
Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen das Strafgeſetzbuch vom 14. April 
1851. und die übrigen in der Monarchie geltenden Strafgeſetze auch in den 
Konſulatsbezirken Geltung haben. Die für die Konſulatsbezirke erlaſſenen Straf⸗ 
geſetze der Landesregierungen bleiben außer Anwendung, inſofern nicht durch 
Staatsverträge oder Herkommen etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Jeder Konſul iſt befugt, für feinen Jurisdiktionsbezirk oder einen Theil 
deſſelben polizeiliche Vorſchriften mit verbindlicher Kraft für die ſeiner Gerichts⸗ 
barkeit unterworfenen Perſonen zu erlaſſen, und die Nichtbefolgung derſelben mit 
Geldſtrafen bis zum Betrage von zehn Thalern zu bedrohen. 

Dieſe Vorſchriften ſind ſofort in Abſchrift der vorgeſetzten Geſandtſchaft 
und in Ermangelung derſelben dem Miniſter der auswärkigen Angelegenheiten 
einzureichen. owohl der Geſandte als der Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten iſt befugt, die polizeilichen Vorſchriften des Konſuls außer Kraft 
zu ſetzen. 

Die Verkündung der polizeilichen Vorſchriften erfolgt in der im Konſulats⸗ 
bezirk üblichen Weiſe und jedenfalls durch Aushang in dem gerichtlichen Ge— 
ſchäftslokal des Konſuls. 


K. 18. 


Neue Geſetze erlangen in den Konſulatsbezirken Geſetzeskraft nach Ablauf 
von ſechs Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem das betreffende 
Stück der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben worden iſt, inſofern nicht das 
neue Geſetz eine andere Zeitbeſtimmung für den Anfang ſeiner Geltung in den 
Konſulatsbezirken oder die Beſtimmung einer ſpäteren Zeit für den Anfang ſeiner 
allgemeinen Geltung enthält. 


$. 19. 


Die von den Konſuln für die Gerichtshandlungen zu erhebenden Koſten 
und Gebühren werden durch einen Tarif beſtimmt, welchen die Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, der Juſtiz und der Finanzen zu erlaſſen haben. 

23° Diefer 
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Dieſer Tarif darf keine höheren Sätze vorſchreiben, als die Gebühren⸗ 
und Koſtengeſetze zulaſſen, welche für die im F. 2. bezeichneten Landestheile 
ergangen ſind. 


II. Beſtimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung der 
Civilgerichtsbarkeit. 


F. 20. 


Bei Ausübung der Civilgerichtsbarkeit der Konſuln beſtimmt ſich ſowohl 
in Angelegenheiten der ſtreitigen, als der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit das 
Verfahren nach den für die in F. 2. bezeichneten Landestheile beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, inſoweit dieſe nicht Einrichtungen und thatſächliche Verhältniſſe voraus⸗ 
ſetzen, welche in den Konſulatsbezirken fehlen. 


g. 21. 


Es bleiben insbeſondere die Vorſchriften, welche die Mitwirkung der 
Staatsanwaltſchaft betreffen, außer Anwendung. Daſſelbe gilt von den auf 
die kollegialiſche Erledigung der Geſchäfte ſich beziehenden Vorſchriften, inſoweit 
nicht die Zuſtändigkeit des Konſulargerichts ($. 9.) begründet iſt. Die Zuſtän⸗ 
digkeit des letzteren tritt ein für die mündliche Verhandlung und für die auf 
die mündliche Verhandlung zu erlaſſenden Entſcheidungen in Civilprozeßſachen 
mit Ausſchluß der Bagatellſachen. 


6. 22. 


Bei Prozeſſen, in welchen eine der Konſulargerichtsbarkeit nicht unter⸗ 
worfene Perſon als Partei betheiligt iſt, findet an Orten, wo es herkömmlich 
iſt, auf Verlangen dieſer Partei die Verhandlung und Entſcheidung durch eine 
Kommiſſion ſtatt, deren Zuſammenſetzung und deren Verfahren ſich durch das 
Herkommen beſtimmt. Das Erkenntniß der Kommiſſion bedarf der Beſtäti⸗ 
gung (Homologation) des Konſuls. Dieſer hat das Erkenntniß nur dann zu 
eſtätigen, wenn er daſſelbe formell und materiell gerechtfertigt findet. Gegen 
das von dem Konſul beſtätigte Erkenntniß finden dieſelben Rechtsmittel ſtatt, 
hate gegen die von dem Konſul ſelbſtſtändig erlaſſenen Erkenntniſſe ſtatt⸗ 

aft ſind. 


$. 23. 


Für die zur Zuſtändigkeit der Konſuln gehörigen Civilſachen wird die 
Gerichtsbarkeit der zweiten Unſtanz von dem Appellationsgericht in Stettin, 
die der dritten und höchſten Inſtanz von dem Obertribunal in Berlin in gleicher 
Art ausgeübt, wie für die, zur Zuſtändigkeit der im §. 2. bezeichneten Gerichte 

des 


Ey: 


un 
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des Inlandes gehörigen Civilſachen. Es gilt dies insbeſondere von den Ber 
ſchwerden und Rechtsmitteln, inſoweit in den nachſtehenden Paragraphen nicht 
etwas Anderes beſtimmt iſt. 


$. 24. 


Die auf die Friſten und das Verfahren für die Rechtsmittel in ſchleuni⸗ 
gen Sachen fich beziehenden Vorſchriften, mit Ausnahme der Vorſchriften über 
die Anmeldungsfriſt, bleiben außer Anwendung. Es ſind mit dieſer Ausnahme 
die Vorſchriften über die Friſten und das Verfahren für die Rechtsmittel in 
nicht ſchleunigen Sachen auch auf die ſchleunigen Sachen anwendbar. 


$. 25. 


Das Rechtsmittel der Appellation iſt bei dem Konſul nicht allein anzu⸗ 
melden, ſondern auch innerhalb der geſetzlichen Friſt (§. 17. der Verordnung 
255 21. Juli 1846., Geſetz⸗Samml. S. 291.) einzuführen und zu recht⸗ 
ertigen. 


$. 26. 


Nach dem Eingang der Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift beſchließt 
der Konſul über dis Zulaſſung des Nechesmitels Wird daſſelbe en 
urückgewieſen, ſo findet gegen die zurückweiſende Verfügung Beſchwerde nach 
en Beſtimmungen des F. 34. der Verordnung vom 21. Juli 1846. ſtatt. 
Hält der Konſul die Zulaſſung des Rechtsmittels für gerechtfertigt, ſo erläßt 
er die Aufforderung an den Appellaten, binnen der geſetzlichen Friſt die Beant⸗ 
wortung der Appellation bei ihm einzureichen (§. 20. der Verordnung vom 
21. Juli 1846.). 


6. 27. 


Wenn der Konſul bei der Prüfung der Schriftſätze eine von der einen 
oder anderen Partei beantragte neue Beweisaufnahme erheblich findet, ſo kann 
er dieſelbe durch einen Vorbeſcheid anordnen und nach den für das Verfahren 
in erſter Inſtanz beſtehenden Vorſchriften bewirken. 


6. 28. 


Wird eine Beweisaufnahme nicht beantragt, oder von dem Konſul nicht 
für angemeſſen erachtet, oder iſt dieſelbe beendigt, ſo überſendet er die Akten 
an das Gericht zweiter Inſtanz und ſetzt hiervon gleichzeitig die Parteien 
in Kenntniß. 


6. 29. 


Jede Partei hat zu den Akten ohne vorherige Aufforderung eine im In⸗ 
lande 
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lande wohnende Perſon zu bezeichnen, oder die Zuordnung eines Offizial⸗An⸗ 
waltes zu beantragen, welcher zur Empfangnahme der für ſie beſtimmten Ver⸗ 
fügungen und Ladungen des Gerichts zweiter Inſtanz berechtigt ſein ſoll. 

Der Partei, welche weder eine ſolche Anzeige erſtattet, noch bei dem 
Gericht zweiter Inſtanz zu ihrer Vertretung einen Bevollmächtigten beſtellt, 
noch die Zuordnung eines Offizial-Anwaltes beantragt hat, werden die für ſie 
beſtimmten Verfügungen und Ladungen des Gerichts zweiter Inſtanz mittelſt 
Aushanges im Geſchäftslokal dieſes Gerichts wirkſam zugeſtellt. 


$. 30. 


Nach Eingang der Akten wird von dem Gericht zweiter Inſtanz ſofort 
der Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt. 


$. 31. 

Die geſetzlichen Friſten, innerhalb welcher das Rechtsmittel der Reviſion 
und Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem Obertribunal einzuführen und zu rechtfertigen 
iſt, ſowie diejenigen, innerhalb welcher die Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu beantworten ſind, werden verlängert: 


1) um zwei Monate, wenn das Konſulat in Europa feinen Sitz hat; 


2) um vier Monate, wenn es in einem Küſtenlande von Aſien oder Afrika 
längs des Mittelländiſchen oder Schwarzen Meeres oder auf einer dazu 
gehörigen Inſel feinen Sitz hat; 


3) um ſechs Monate, wenn der Sitz deſſelben in einem anderen außer⸗ 
europäiſchen Lande ſich befindet. 


$. 32. 


Wenn für die Partei, welche die Reviſion oder Nichtigkeitsbeſchwerde zu 
beantworten hat, weder eine Beantwortung eingereicht, noch anderweit ein zur 
Prozeßpraxis bei dem Obertribunal befugter Rechtsanwalt als ihr Bevollmächtigter 
zu den Akten legitimirt iſt, ſo werden ihr die für ſie beſtimmten Verfügungen 
und Ladungen des Obertribunals mittelſt Aushanges im Geſchäftslokale des letz⸗ 
teren wirkſam zugeſtellt. 


$. 33. 


Iſt der gegen ein Erkenntniß des Konſuls angebrachte Rekurs rechtzeitig 
eingelegt und das Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zuläſſig (J. 8. des Geſetzes 
vom 20. März 1854. Geſetz-Samml. S. 115.), fo wird die Rekursbeſchwerde 
von dem Konſul dem Gegentheil mit der Aufforderung mitgetheilt, binnen vier- 
zehn Tagen die Beantwortung bei ihm einzureichen oder zu Protokoll zu geben. 

Die 


Pe 
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Die Einſendung der Akten an das Gericht zweiter Inſtanz erfolgt erſt nach Ein- 
gang der Beantwortung oder nach Ablauf der vierzehntägigen Friſt. 

Bei dem Gericht zweiter Inſtanz findet die Anberaumung eines Termines 
zur Anhörung der Parteien und zur Verkündung der Entſcheidung nicht ſtatt. 


$. 34. 


In denjenigen Fällen, in welchen eine Beſchwerde binnen einer beſtimmten 
Friſt bei dem Gericht der höheren Inſtanz angebracht werden muß, kann die 
1 derſelben innerhalb der geſetzlichen Friſt auch gültig bei dem Konful 
erfolgen. 


II. Beſtimmungen, betreffend das Verfahren bei Ausübung der 
g Strafgerichtsbarkeit. 


$. 35. 


Bei Ausübung der Strafgerichtsbarkeit der Konſuln beſtimmt ſich das 
Verfahren, ſoweit nicht nachſtehend ein Anderes angeordnet iſt, ſowohl in Be⸗ 
treff der Führung der Unterſuchungen, als der Abfaſſung und Vollſtreckung der 
Erkenntniſſe gleichfalls nach den für die im §. 2. bezeichneten Landestheile bes 
ſtehenden Vorſchriften. 


$. 36. 


Die Konſuln find zur Verfolgung der ſtrafbaren Handlungen von Amts⸗ 
wegen verpflichtet; ſie haben ſich in dieſer Hinſicht nach den Vorſchriften der 
Allgemeinen Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805., inſonderheit nach den 
Binnen über die geſetzlichen Veranlaſſungsgründe einer Unterfuchung zu 
richten. Die Beſtimmungen, welche die Beſtrafung von dem Antrage einer 
Privatperſon abhängig machen, werden hierdurch nicht berührt. 

Die Vorſchriften, welche auf die Zuziehung der Staatsanwaltſchaft ſich 
beziehen oder dieſelbe vorausſetzen, bleiben in allen bei den Konſuln anhängigen 
Unterſuchungen außer Anwendung. 


$. 37. 


Der verhaftete Angeſchuldigte kann ſich von dem Augenblick feiner Ver⸗ 
haftung an eines Vertheidigers aus der Zahl der im $. 15. erwähnten Perſonen 
bedienen. Ein ſolcher Vertheidiger iſt befugt, ſchon während der Vorunterſuchung 
ſich ohne Beiſein einer Gerichtsperſon mit dem Angeſchuldigten zu beſprechen und 
den gerichtlichen Unterſuchungsverhandlungen beizuwohnen. 


$. 38. 
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b. 38. 


Das über den Hergang in der Hauptverhandlung aufzunehmende Protokoll 
iſt vor der Entſcheidung in Gegenwart des Angeklagten und ſeines Vertheidigers 
vorzuleſen. Ingleichen muß jeder bei der Hauptverhandlung vernommenen Perſon 
ihre Ausſage unmittelbar nach der Protokollirung derſelben vorgeleſen werden. 
Bei der Verleſung ſind die Betheiligten mit Erklärungen und Anträgen zum 
Zweck der Berichtigung und Ergänzung des Protokolls zu hören. Die geſche— 
hene Verleſung iſt im Protokoll zu vermerken. 


$. 39. 


Wenn für die ſtrafbare Handlung nach den im F. 35. erwähnten Geſetzen 
die Zuſtändigkeit der Einzelrichter begründet iſt, ſo erfolgt die Unterſuchung und 
Entſcheidung durch den Konſul nach den für das Unterſuchungs verfahren durch 
Einzelrichter beſtehenden Vorſchriften. 


$. 40. 


Iſt die ſtrafbare Handlung ein zur Zuſtändigkeit der Gerichtsabtheilungen 
ehöriges Verbrechen oder Vergehen, ſo erfolgt die Unterſuchung und Entſchei⸗ 
ung durch das Konſulargericht ($. 9.) nach den für das Unterſuchungsverfahren 

durch Gerichtsabtheilungen beſtehenden Vorſchriften. 


g. 41. 


Hält das Konſulargericht eine gerichtliche Verfolgung für geſetzlich be- 
gründet, jo verordnet es die gerichtliche Vorunterſuchung, welche von dem Konful 
geführt wird. Der mündlichen Verhandlung vor dem Konſulargericht muß in 
der Vorunterſuchung eine Vernehmung des Angeſchuldigten vorhergehen, bei 
welcher ihm der Gegenſtand der Anſchuldigung und der Inhalt der erhobenen 
Beweiſe mitzutheilen iſt. 


F. 42. 


Iſt der Angeſchuldigte ein Preuße, welcher ſich nur vorübergehend im 
Auslande aufhält, fo it der Konſul in den Fällen der $$. 39. und 40., 
ſofern der Angeſchuldigte nicht widerſpricht, befugt und, wenn der Angeſchul⸗ 
digte es verlangt, verpflichtet, die Sache zur Einleitung des ebene 
und Abfaſſung des Erkenntniſſes dem zuſtändigen Gericht des Inlandes, 
und, wenn es an einem ſolchen fehlt, dem Kreisgericht in Stettin zu 
überweiſen. 

Die Ueberweiſung geſchieht nach Abſchluß der Vorunterſuchung, welche 
in einem ſolchen Falle auch wegen der im F. 39. bezeichneten ſtrafbaren Hand- 
lungen einzuleiten iſt. 8. 43 


ER N 


$. 43. 


Iſt die ſtrafbare Handlung ein der ſchwurgerichtlichen Kompetenz unter- 
liegendes Verbrechen, fo hat der Konſul nur die zur ſtrafrechtlichen Verfol⸗ 
Boas erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln zu treffen und geeigneten Falls die 

orunterſuchung zu führen. Das weitere Verfahren, insbeſondere die etwa 
erforderliche Vervollſtändigung der e e ingleichen das Haupt⸗ 
verfahren, gehört vor das zuſtändige Kreis un d des In⸗ 
landes und, wenn es an einem ſolchen fehlt, vor das Kreis- und Schwur⸗ 
gericht in Stettin. 


$. 44. 


Wenn der Angeſchuldigte ein Schutzgenoſſe iſt, welcher einem anderen 
Staate als Unterthan angehört, fo kann er in allen Fällen ($$. 39. 40. 43.) 
. dieſes Staates zur Unterſuchung und Beſtrafung überwieſen 
werden. 

$. 45. 


In Bezug auf die zur Kompetenz des Kammergerichts gehörigen 
Staatöverbrechen bewendet es bei dem Geſetze vom 25. April 1853. (Geſez⸗ 
Samml. S. 162.). 


$. 46. 


Gegen die von den Konſuln in Unterſuchungen wegen Uebertretung er⸗ 
laſſenen Erkenntniſſe findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 


. 47. 


In allen anderen Fällen ſteht dem Angeklagten gegen das Erkenntniß 
des Konſuls oder des Konſulargerichts das Rechtsmittel der Appellation zu. 


$. 48. 


Rückſichtlich der Friſt, innerhalb welcher das Rechtsmittel anzumelden und 

u rechtfertigen iſt, und rückſichtlich der Förmlichkeiten der Anmeldung und 

echtfertigung gelten die Beſtimmungen in den 69. 126. bis 129. der Verord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849. (GeſetzSamml. S. 37.). N 


. 49. 


Wenn der Konſul die, von den e zur Rechtfertigung der 
Appellation angebrachten neuen Thatſachen und Beweiſe für erheblich erachtet, 
ſo hat er die Veape sau he in den Formen des ſchriftlichen Verfahrens ſo⸗ 
weit zu bewirken, als dieſelbe im Konſulatsbezirke erfolgen kann. Dem An⸗ 
geklagten oder deſſen Vertheidiger iſt die angeordnete Beweisaufnahme bekannt 
zu machen und ihm die Anweſenheit dabei zu geſtatten. 

Bundes- Geſetzbl. 1867. ö 24 $. 50. 
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$. 50. 


Auf die Appellation wird von dem Appellationsgericht in Stettin auf 
Grund der Akten erkannt. Die Entſcheidung erfolgt durch eine aus fünf Mit⸗ 


ar beſtehende Abtheilung, nachdem vor derſelben unter Zuziehung eines 
erichtsſchreibers ein mündliches Schlußverfahren ſtattgefunden hat. 


$. 51. 


Vor Einſendung der Akten an das Gericht zweiter Inſtanz erfordert 
der Konſul die Erklärung des Angeklagten, ob er in den höheren Inſtanzen 
ſeine Rechte in Perſon wahrnehmen, oder ſich durch einen Vertheidiger ver⸗ 
treten laſſen wolle. Im letzteren Falle iſt die Perſon des Vertheidigers von 
dem Angeklagten zu bezeichnen. Er kann auch beantragen, daß ihm von dem 
Gericht zweiter Inſtanz ein Vertheidiger von Amtswegen beſtellt werde. Wenn 
er verhaftet iſt, ſo ſteht ihm nur das Recht zu, durch einen Vertheidiger ſich 
vertreten zu laſſen. 

§. 52. 


Nachdem die Akten bei dem Gericht zweiter Inſtanz eingegangen ſind, 
beſtimmt daſſelbe einen Termin zum mündlichen Schlußverfahren. Zu dem 
Termine iſt der bei dem Gericht zweiter Inſtanz angeſtellte Ober⸗Staatsanwalt 
zuzuziehen und der Angeklagte oder der von dieſem ernannte oder ihm von 
Amtswegen zu beſtellende Vertheidiger vorzuladen. In Ermangelung eines 
Vertheidigers, oder wenn der von dem Angeklagten ernannte Vertheidiger nicht 
am Orte des Gerichts wohnt, erfolgt die Vorladung des Angeklagten mittelſt 
Aushanges im Geſchäftslokal des Gerichts. 


$. 53. 

Bei dem mündlichen Schlußverfahren giebt zuerſt ein aus der Zahl der 
Gerichtsmitglieder zu ernennender Referent auf Grund einer ſchriftlichen Re⸗ 
lation mündlich eine Darſtellung der bis dahin ſtattgefundenen Verhandlungen. 

Hierauf wird der Angeklagte mit feinen Beſchwerden, und der Ober⸗ 
Staatsanwalt mit feinen Gegenerklärungen gehört. 


$. 54. 


Das Gericht zweiter Inſtanz iſt bei der Abfaſſung des Erkenntniſſes an 
die thatſächlichen Feſtſtellungen des erſten Richters nicht gebunden, es hat 
unabhängig von denſelben in den F der Vorſchrift des 
Art. 31. des Geſetzes vom 3. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 209.) zu genügen. 
Hält es eine Beweisaufnahme für nöthig, ſo verordnet es die Erhebung des 
Beweiſes im ſchriftlichen Verfahren (§. 49.). Nach Eingang der Beweisver⸗ 
handlungen iſt ein neuer Termin zum mündlichen Schlußverfahren anzuſetzen. 

Das Gericht zweiter Inſtanz kann jedoch die Vernehmung von Zeugen im 

chluß⸗ 
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Schlußtermin ſelbſt veranlaſſen, wenn dieſes ohne erheblichen Zeit und Koſten⸗ 
aufwand ausführbar iſt. 

Iſt das Urtheil in Abweſenheit des Angeklagten verkündet, ſo ſind in 
Bezug auf die Zuſtellung deſſelben die Beſtimmungen des § 52. maaßgebend. 

§. 55. 5 

Inſoweit aus den vorſtehenden Paragraphen ſich nicht ein Anderes er⸗ 
giebt, finden auf das Appellationsverfahren diejenigen Vorſchriften Anwendung, 
welche in den im F. 2. bezeichneten Landestheilen für das Appellationsverfahren 
in Strafſachen gelten. s 

$. 56. 

Gegen das Erkenntniß des Appellationsgerichts in Stettin ſteht ſowohl 
dem Angeklagten als dem Ober⸗Staatsanwalt das Rechtsmittel der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde zu. Die letztere iſt bei dem Appellationsgericht anzumelden, zu 
begründen und zu beantworten. Im Uebrigen gelten in Betreff des Rechts⸗ 
mittels alle mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes vereinbaren Vorſchriften, 
welche in den gedachten Landestheilen für das Rechtsmittel der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde in Strafſachen beſtehen. 


6. 57. 


Beſchwerden gegen Verfügungen der Konſuln und Konſulargerichte in 
Strafſachen folgen dem Inſtanzenzuge der gegen Erkenntniſſe in den betreffenden 
Sachen zuläſſigen Rechtsmittel. Iſt die Verfügung in einer Sache erlaſſen, 
in welcher nach $. 42. das Kreis- und Schwurgericht in Stettin zuſtändig iſt, 
fo geht die Beſchwerde zunächſt an das Appellationsgericht in Stettin. Eine 
weitere Beſchwerde an das Obertribunal iſt zuläſſig, wenn die Verfügung aus 
Rechtsgründen angefochten wird. 

Wenn die Beſchwerde binnen einer beſtimmten Friſt bei dem Gericht der 
höheren Inſtanz angebracht werden muß, ſo kommt die Vorſchrift des §. 34. 
zur Anwendung. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 


b. 58. 


Die Beſtimmungen über die Militairgerichtsbarkeit werden durch dieſes 
Geſetz nicht berührt. 
$. 59. 
Das Geſetz tritt für alle Konſulatsbezirke am 1. Januar 1866. in Kraft. 
Alle vor dieſem Zeitpunkte durch Inſinuation der un 10 575 f ge⸗ 


wordenen Civilprozeſſe und alle vor dieſem Zeitpunkte durch Eröffnung der förm⸗ 
24 lichen 
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lichen Unterſuchung anhängig gewordenen Straffachen werden in dem bisherigen 
Waschen a alle nach Bentfelben zuläſſigen Inſtanzen zu Ende geführt. 5 
F. 60. 


Unſere Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und der Juſtiz haben 
die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Carlsbad, den 29. Juni 1865. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schönhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 24) 
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(Nr. 24.) Geſetz, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf des Norddeutſchen Bundes 
zum Zwecke der Erweiterung der Bundes-Kriegsmarine und der Her- 
ſtellung der Küſtenvertheidigung. Vom 9. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: f 


. 1. 


Zur Beſtreitung der außerordentlichen Ausgaben für die Bundesmarine, 
ſoweit dieſelben während der nächſten Jahre nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
des Artikels 70. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes ihre Deckung nicht 
finden, ſowie zu den Koſten der Küſtenvertheidigung ſind die erforderlichen Geld⸗ 
mittel bis auf Höhe von zehn Millionen Thaler durch eine verzinsliche Anleihe 
u beſchaffen, welche nach Maaßgabe des Bedarfs allmälig zu realiſiren und 
2 Marine ⸗, reſp. Militairverwaltung zu überweiſen iſt. 


§. 2. 

Die Zinſen dieſer Anleihe und die Termine, in welchen dieſelben zu zahlen 
ſind, werden von dem Bundespräſidium feſtgeſetzt. Nach deſſen beſonderer An⸗ 
ordnung werden über die Anleihe Schuldverſchreibungen, verſehen mit Coupons 
über die Zinſen für vier Jahre und Talons zur Erhebung neuer Zinscoupons, 
von der Bundes⸗Schuldenverwaltung ausgefertigt. Die folgenden Serien der 
Zinscoupons werden den 9 der mit der vorhergehenden Serie ausgege⸗ 
benen Talons gegen deren Rückgabe verabfolgt; wird hiergegen vor der Aus⸗ 
reichung der neuen Coupons Widerſpruch erhoben, ſo erfolgt dieſelbe an die 
Beſitzer der Schuldverſchreibungen gegen beſondere Quittung. 


6. 3. 


Die Anleihe iſt vom Jahre 1873. ab jährlich mit mindeſtens Einem Pro⸗ 
zent des Schuldkapitals zu tilgen. Außerdem werden zur Tilgung der Anleihe 
die durch allmälige Abtragung des Schuldkapitals erſparten Zinſen in der Art 
verwendet, daß dieſelben dem Tilgungsfonds in ununterbrochener Zeitfolge zu⸗ 
wachſen. Unerhoben gebliebene Zinſen verjähren binnen vier Jahren, von der Ver⸗ 
fallzeit an gerechnet, und fallen demnächſt dem Tilgungsfonds zu. 

Dem Norddeutſchen Bunde bleibt das Recht vorbehalten, den hiernach zu 
berechnenden Tilgungsfonds, welcher niemals verringert werden darf, zu ver⸗ 
ſtärken, oder auch die ſämmtlichen Schuldverſchreibungen zur Rückzahlung nach 
ſechsmonatlicher Friſt auf einmal zu kündigen. 

Den Inhabern der Schuldverſchreibungen ſteht kein Kündigungsrecht gegen 
den Norddeutſchen Bund zu. 

$. 4. 
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$. 4. 
Die zur Tilgung und ae dieſer Anleihe erforderlichen Mittel müſſen 
der Bundes⸗Schuldenverwaltung aus den bereiteſten Einkünften des Norddeutſchen 
Bundes zur Verfallzeit zur Verfügung geſtellt werden. 


F. 5. 

Die Tilgung geſchieht in der Art, daß die für jedes Jahr dazu beſtimm⸗ 
ten Fonds ($. 3.) zum Ankauf eines entſprechenden Betrages von Schuldver- 
ſchreibungen verwendet werden. Inſoweit jedoch der Ankauf nicht unter dem 
Nennwerkhe bewirkt werden kann, werden die in dem betreffenden Jahre einzu⸗ 
löſenden Schuldverſchreibungen in halbjährigen Raten in den Monaten März 
und September öffentlich ausgelooſet und die gezogenen Nummern zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. Sechs Monate nach erfolgter Bekanntmachung der gezogenen 
Nummern können die Inhaber der ausgelooſeten Schuldverſchreibungen den 
Kapitalbetrag baar in Empfang nehmen. Ueber dieſen Termin hinaus werden 
die etwa unabgehoben gebliebenen Kapitalbeträge nicht weiter verzinſet. Die 
letzteren verjähren in dreißig Jahren nach eingetretener Fälligkeit zu Gunſten 
der Bundeskaſſe. 

Mit den Schuldverſchreibungen ſind zugleich die ausgereichten, nach deren 
Zahlungstermine fälligen Zinscoupons einzuliefern. 

Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinscoupons von 
dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung dieſer Coupons verwendet. 


$ 6. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Schuldverſchreibungen oder 
Zinscoupons finden die auf die Preußiſchen Staatsſchuldſcheine und deren Zins⸗ 
coupons Bezug habenden $$. 1. bis 13. der Verordnung vom 16. Juni 1819, 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staats⸗ 
papiere (Preußiſche Geſetz⸗Samml. von 1819. S. 157.) mit nachſtehenden näheren 
Beſtimmungen Anwendung: 

a) Die im F. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der Bundes⸗ 
Schuldenverwaltung gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen Ge- 
ſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen. 


b) =. im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Stadtgerichte zu 
erlin. 


c) Die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſollen 
durch den Preußiſchen Staatsanzeiger oder die Zeitung, welche an ſeine 
Stelle tritt, und durch je eine der in Leipzig, Hamburg und Frank⸗ 
furt a. M. erſcheinenden Zeitungen, deren Beſtimmung der Bundes⸗ 
Schulden verwaltung überlaſſen bleibt, erfolgen. 

d. 7. 
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St; 

An Stelle der Anleihe von zehn Millionen Thaler (F. I.) können vor⸗ 
übergehend verzinsliche Schatzanweiſungen, längſtens auf Ein Jahr lautend, aus⸗ 
gegeben werden. Dieſelben ſind aus dem Ertrage der Anleihe, je nachdem die⸗ 
ſelbe realiſirt wird, wieder einzulöſen, inzwiſchen aber aus den bereiteſten Ein⸗ 
fünften des Norddeutſchen Bundes zu verzinfen, beziehungsweiſe einzulöſen. 


$. 8. 
Die Ausgabe der Schatzanweiſungen iſt durch die Bundeskaſſe zu bewirken. 
Die Zinſen auf Schatzanweiſungen verjähren binnen vier Jahren, die ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbeträge binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder Schatz⸗ 
anweiſung auszudrückenden Fälligkeitstermins. 


§. 9. 


Die auf Grund dieſes Geſetzes jährlich zu verwendenden Beträge ſind in 
den Bundeshaushalts⸗Etat des betreffenden Jahres anfzunehmen. Für das 
Jahr 1868. werden der Marineverwaltung 3,100,000 Thaler und der Militair⸗ 
verwaltung zur Küſtenbefeſtigung 500,000 Thaler zur Verfügung geſtellt. 


. 10. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Bundeskanzler übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


(Nr. 25.) Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Zinſen. Vom 14. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 


des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Sc 
Die Höhe der Zinſen, ſowie die Höhe und die Art der Vergütung für 
Darlehne und für andere kreditirte Forderungen, ferner Konventionalſtrafen, welche 
für die unterlaſſene Zahlung eines Darlehns oder einer ſonſt kreditirten Forderung 
zu leiſten ſind, unterliegen der freien Vereinbarung. 5 
ie 


x 
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Die entgegenſtehenden privatrechtlichen und ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
werden aufgehoben. 
§. 2 


Derjenige, welcher für eine Schuld dem Gläubiger einen höheren Zinsſatz 
als jährlich ſechs vom Hundert gewährt oder zuſagt, iſt zu einer halbjährigen 
Kündigung des Vertrages befugt. Jedoch kann er von Biefer Befugniß nicht 
unmittelbar bei Eingehung des Vertrages, ſondern erſt nach Ablauf eines halben 
Jahres Gebrauch machen. 

Vertragsbeſtimmungen, durch welche dieſe Vorſchrift zum Nachtheil des 
Schuldners beſchränkt oder aufgehoben wird, ſind ungültig. 

Auf Schuldverſchreibungen, welche unter den geſetzlichen Vorausſetzungen 
auf jeden Inhaber geſtellt werden, ſowie auf Darlehne, welche ein Kaufmann 
empfängt, und auf Schulden eines Kaufmanns aus ſeinen Handelsgeſchäften 
leiden die in dieſem Paragraphen enthaltenen Vorſchriften keine Anwendung. 


$. 3. f 
Wird die Zahlung eines Darlehns oder einer andern kreditirten Forde⸗ 
rung verzögert, ſo bleibt auch für die Zögerungszinſen der bedungene Zinsſatz 
maaßgebend, ſofern derſelbe höher iſt, als die geſetzlich beſtimmten Zögerungs⸗ 
zinſen. 
$. 4. 


Die privatrechtlichen Beſtimmungen in Betreff der Zinſen von Zinſen und 
die Vorſchriften für die gewerblichen Pfandleih-Anſtalten werden durch dieſes 
Geſetz nicht geändert. 8 5 


Den Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, zu beſtimmen, daß die im F. 2. 
dieſes Geſetzes eingeräumte Kündigungsbefugniß des Schuldners gänzlich wegfalle, 
oder daß ein höherer Zinsſatz, als ſechs Prozent, oder eine längere Kündigungs⸗ 
friſt, als ſechs Monate, für die bezeichnete Befugniß maaßgebend ſei. 

So weit einzelne Landesgeſetze Beſtimmungen enthalten, welche die erwähnte 
Kündigungsbefugniß des Schuldners ausſchließen, oder in der bezeichneten Weiſe 
beſchränken, bleiben dieſelben in Gültigkeit, bis ſie auf dem verfaſſungsmäßigen 
Wege des betreffenden Landes, oder durch ein Bundesgeſetz abgeändert werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. November 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


